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1. Planungsanlass und Verfahren

Im südöstlichen Bereich des Gemeindegebiets, am Süderhafen, soll eine ehemalige Gaststätte umge­
baut werden. Ein Investor plant die ehemalige Gaststätte „Am Heverstrom" umzunutzen und diese zu 
8 Ferienwohnungen auszubauen.

Das Grundstück liegt in einem „im Zusammenhang bebauten Ortsteil" nach § 34 Baugesetzbuch 
(BauGB) und wird als allgemeines Wohngebiet betrachtet. Die Zahl der geplanten Ferienwohnungen ist 
zu hoch für dieses allgemeine Wohngebiet, da der Ferienwohnungsanteil damit auf über 10 Prozent 
steigt. Durch die Aufstellung dieses Bebauungsplans (B-Plan) soll die Errichtung der Ferienwohnungen 
in nicht begrenzter Anzahl planungsrechtlich ermöglicht werden.

Die allgemeine Zulässigkeit der Wohnnutzung wird nicht erst durch diesen Bebauungsplan ermöglicht. 
Auch die geplanten Umbaumaßnahmen sind ohne Aufstellung dieses B-Plans zulässig. Die Genehmi­
gung von Bauanträgen wird derzeit auf Grundlage des § 34 BauGB entschieden, ohne weitere Steue­
rungsmöglichkeiten. Durch diesen B-Plan möchte die Gemeinde die ihr gesetzlich gegebenen Rege­
lungsmöglichkeiten nutzen.

Gemäß § 30 Abs. 3 BauGB handelt es sich um einen sog. einfachen Bebauungsplan, da keine Regelun­
gen bezüglich der Bauweise, der überbaubareren Grundstücksflächen, der Höhe baulicher Anlagen und 
über Straßenverkehrsflächen getroffen werden. § 30 Abs. 3 bestimmt für diesen Fall, dass sich die Zu­
lässigkeit der nicht geregelten Bestandteile weiterhin nach § 34 BauGB (Bauen innerhalb der im Zu­
sammenhang bebauten Ortsteile) richtet und von der Baugenehmigungsbehörde im Einzelfall beurteilt 
wird.

Die Aufstellung dieses B-Plans erfolgt nach dem Verfahren für Bebauungspläne der Innenentwicklung 
gern. § 13a Baugesetzbuch (BauGB). Danach kann der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt werden, wenn es sich um eine Innenentwicklung handelt, die Größe der festgesetzten 
Grundfläche weniger als 70.000 m2 beträgt und durch den B-Plan kein UVP-pflichtiges Vorhaben vor­
bereitet wird und keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten vorliegen. 
Diese und die übrigen Vorgaben des § 13a BauGB werden eingehalten. Die Voraussetzungen zur An­
wendung des beschleunigten Verfahrens sind somit erfüllt.

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Absatz 2 
und 3 BauGB. Im vereinfachten Verfahren kann von einer frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 
der Öffentlichkeit und von einem Umweltbericht abgesehen werden. Die Eingriffsregelung findet bei 
einer zulässigen Grundfläche bis zu 20.000 m2 (was hier der Fall ist) keine Anwendung, eine Bilanzie­
rung der Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgt nicht. Unabhängig davon sind die Belange von Natur 
und Landschaft in der Abwägung zu berücksichtigen.

2. Lage des Plangebiets / Bestand

Das ca. 0,12 ha große Plangebiet liegt am südlichen Rand des Gemeindegebietes von Nordstrand, in­
nerhalb des Ortsteils Süderhafen, in unmittelbarer Nähe zum südlich angrenzenden Nordstrander Watt 
und des Gezeitenstroms Hever, als Teil des Nordfriesischen Wattenmeers. Das Plangebiet wird im Nor­
den begrenzt durch die private Zufahrt zum Wohngrundstück Heverweg 14 c, im Osten durch den He- 
verweg, im Süden durch die Stichstraße als Zufahrt zum Wohngrundstück Heverweg 14 a und im 
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Westen durch angrenzende Rasen- bzw. Wiesenflächen. Es ist über den Heverweg und im Weiteren 
über die Kreisstraße l< 80 an das übergeordnete Straßennetz angebunden.

Das Plangebiet ist überwiegend baulich genutzt. Das zweigeschossige Gebäude der ehemaligen Gast­
stätte wird im Südwesten, außerhalb des Geltungsbereichs, von einem eingeschossigen Wohngebäude 
flankiert. Die Freiflächen sind im südlichen Bereich versiegelt, im nördlichen Teil befinden sich größere 
Rasenflächen sowie befestigte Flächen als Terrassenbereiche und Grundstückszufahrt. Unmittelbar 
westlich, nördlich und südlich angrenzend befinden sich weitere eingeschossige Wohngebäude. Im Os­
ten verläuft jenseits der Hammchaussee (K 80) der Nordstrander Mitteldeich. Östlich davon liegt der 
Süderhafen, der als Sportboothafen mit Hafenmeisterei und Slipanlage genutzt wird.

Abbildung 1 Luftbild mit Kennzeichnung des Plangebietes (© 2024 GeoBasis-DE/LVermGeo SH, BKG 
(www.LVermGeoSH.schleswig-holstein.de))

3. Planungsvorgaben

3.1 Ziele der Raumordnung

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen.

Im Regionalplan für den Planungsraum V (Schleswig-Holstein Nord, 2002 in Kraft getreten) ist das Plan­
gebiet als Teil der Gemeinde Nordstrand als Ordnungsraum für Tourismus und Erholung dargestellt 
(siehe Abb. 2). Entlang der Deichlinie ist das hier festgesetzte Naturschutzgebiet nachrichtlich über­
nommen. Die angrenzende Fläche des Nordstrander Watts wird als Gebiet mit besonderer Bedeutung 
für Natur und Landschaft dargestellt.

Die durch den Bebauungsplan getroffene Festsetzungen stehen den Aussagen des Regionalplans nicht 
entgegen.

http://www.LVermGeoSH.schleswig-holstein.de
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Abbildung 2 Ausschnitt aus dem Regionalplan mit Kennzeichnung des Plangebietes (roter Pfeil), ohne Maßstab 
(Quelle: Ministerium für ländliche Räume, Landesplanung, Landwirtschaft und Tourismus, 2002)

Abbildung 3 Ausschnitt aus dem Entwurf des Regionalplan mit Kennzeichnung des Plangebietes (roter Pfeil),
ohne Maßstab (Quelle: Innenministerium SH - Landesplanungsbehörde, 2025)

In Schleswig-Holstein werden in den nächsten Jahren alle Regionalpläne vollständig neu aufgestellt. Ein 
zweiter Entwurf liegt vor und ist in der Abwägung als „in Aufstellung befindliches Ziel der Raum­
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Ordnung" zu berücksichtigen. Die Planungsräume wurden neu eingeteilt (statt 5 nunmehr nur noch 3 
Planungsräume). Nordstrand gehört zum Planungsraum I. Eine Teilfortschreibung in Bezug auf Wind­
energie ist seit Ende 2020 wirksam. Nordstrand ist davon nicht betroffen und wird auch von der lau­
fenden Fortschreibung der Wind-Regionalpläne nicht betroffen sein.

Im Regionalplanentwurf ist das Plangebiet als Teil der Gemeinde Nordstrand als Schwerpunktraum für 
Tourismus und Erholung dargestellt (siehe Abb. 3). Die Außendeichsflächen sind als „Vorranggebiet für 
den Küstenschutz und die Klimafolgenanpassung im Küstenbereich" sowie als „Vorranggebiet für den 
Naturschutz (Nationalpark s.-h. Wattenmeer" festgesetzt. Der Landesschutzdeich ist als „in Bau, in Pla­
nung oder zu verstärken" dargestellt, der Süderhafen als „Sportboothafen".

Die durch den Bebauungsplan getroffene Festsetzungen stehen den Aussagen des Regionalplanent­

wurfs nicht entgegen.

3.2 Schutzgebiete

In der Nähe des Plangebietes befinden sich mehrere Schutzgebiete, die größtenteils das Wattenmeer 
betreffen und ganz Nordstrand umgeben. Dazu gehören:

• Naturschutzgebiets "Nordfriesisches Wattenmeer", ca. 70 m Entfernung,
• Vogelschutzgebiet DE 0916-491 „Ramsar-Gebiet S-H Wattenmeer und angrenzende Küstenge­

biete", ca. 100 m Entfernung,
® Biosphärenreservat Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer, ca. 100 m Entfernung,
» Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer (Schutzzone 2), ca. 100 m Entfernung.

Ein weiteres Gebiet, das die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung nach § 23 Abs. 1 BNatSchG 
i. V. m. § 13 LNatSchG als Naturschutzgebiet erfüllt, befindet sich in Schobüll in etwa 6,7 km Entfernung 
nordöstlich des Plangebietes. Östlich des Plangebietes in einer Entfernung von etwa 6 bis 7 km liegen 
zudem die Landschaftsschutzgebiete „Schobüller Berg" sowie „Dockkoog und Porrenkoog".
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3.3 Flächennutzungsplan

Abbildung 4 Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan sowie die vorgesehene 26. Änderung des 
Flächennutzungsplans mit Kennzeichnung des Plangebietes, ohne Maßstab (© 2024 GeoBasis-DE/LVermGeo 
SH, BKG (www.LVermGeoSH.schleswig-holstein.de))

Der wirksame Flächennutzungsplan aus dem Jahre 1970 weist in seiner Darstellung von Wohnbauflä­
che eine unklare Grenzziehung auf. Die Grenze verläuft dabei mittig diagonal durch das Plangebiet. Da 
der Flächennutzungsplan in seinen Darstellungen grundsätzlich nicht parzellenscharfe Abgrenzungen 
vornimmt, ist diese Unklarheit nicht von Belang und es wird davon ausgegangen, dass hier insgesamt 
eine Darstellung von Wohnbauflächen anzunehmen ist. Diese setzen sich südwestlich, östlich und nörd­
lich des Plangebietes fort; nördlich und östlich des Plangebietes werden Wasserflächen sowie Deich­
flächen dargestellt. Die Hammchaussee verläuft als Straßenverkehrsfläche östlich des Plangebietes.

Die mit dem Bebauungsplan getroffene Festsetzung weicht im betroffenen Bereich von den Darstellun­
gen des Flächennutzungsplans ab. Der Flächennutzungsplan wird für das Plangebiet zukünftig ein sons­
tiges Sondergebiet (SO) darstellen (siehe Abb. 4).

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan, der von der Darstellung des Flächennutzungs­
plans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist, 
wenn die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets nicht beeinträchtigt wird. Der 
Flächennutzungsplan muss hierzu nicht in einem gesonderten Bauleitplanverfahren geändert werden, 
sondern wird durch diesen B-Plan im Wege der Berichtigung den Festsetzungen dieses Bebauungsplans 
angepasst. Der (formal nicht mehr gültige aber weiterhin angewandte) Verfahrenserlass zur Bauleitpla­
nung des Landes Schleswig-Holstein rät dazu, die Berichtigung wie eine Änderung des FNP zu numme­
rieren und auf einem gesonderten Blatt darzustellen. Dieses Blatt liegt als Anlage bei.

Der Flächennutzungsplan erhält mit Rechtskraft dieses B-Plans die berichtigte Darstellung „Sonstiges 
Sondergebiet nach § 11 BauNVO" mit der Zweckbestimmung „Wohnen und Ferienwohnen".

http://www.LVermGeoSH.schleswig-holstein.de
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3.4 Bestehende Bebauungspläne

Im Plangebiet gibt es keine bestehenden Bebauungspläne.

Für die Flächen südlich und westlich des Plangebietes gilt der Bebauungsplan Nr. 14 aus dem Jahre 
2006 (siehe Abb. 5), der hier eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage" sowie 
eine öffentliche Straßenverkehrsfläche festsetzt.

Abbildung 5 Planzeichnung zum Bebauungsplan Nr. 14 mit Kennzeichnung des Plangebietes (roter Kreis), ohne 
Maßstab (© 2024 GeoBasis-DE/LVermGeo SH, BKG (www.LVermGeoSH.schleswig-holstein.de))

3.5 Denkmalschutz / Archäologie

Das Plangebiet liegt innerhalb eines archäologischen Interessengebiets.

Nach § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG SH ist innerhalb dieses archäologischen Interessengebiets mit einem er­
höhten Aufkommen an archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rechnen 
und das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein bei Maßnahmen mit Erdeingriffen zu beteili­
gen.

Denkmale sind gern. § 8 Abs. 1 DSchG SH unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste erfasst sind, 
gesetzlich geschützt.

Nach § 15 DSchG gilt, dass wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar 
oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht 
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks 
oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbei­
ten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der 

http://www.LVermGeoSH.schleswig-holstein.de
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Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die 
Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwen­
dungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wo­
chen seit der Mitteilung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Verände­
rungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

4. Städtebauliches Konzept

4.1 Art der baulichen Nutzung

Im Rahmen der Genehmigung des Antrags auf Umbau der ehemaligen Gaststätte wurde durch den 
Landkreis Nordfriesland als zuständige Behörde die Genehmigung von 4 festen Wohnungen sowie 4 
Ferienwohnungen erteilt (Februar 2024). Eine Umwandlung aller 8 Wohnungen in Ferienwohnungen 
bedarf demnach einer planungsrechtlichen Regelung.

Das Grundstück liegt in einem „im Zusammenhang bebauten Ortsteil" nach § 34 Baugesetzbuch 
(BauGB) und wird als allgemeines Wohngebiet betrachtet. Die ausnahmsweise Zulässigkeit von Ferien­
wohnungen gemäß § 4 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) soll in eine allgemeine Zulässigkeit 
geändert werden. Ein Gebiet, in dem auch ausschließlich Ferienwohnen zulässig sein kann, ist vom 
Charakter her kein allgemeines Wohngebiet mehr, sondern muss als entsprechendes Sondergebiet fest­
gesetzt werden. In diesem Sondergebiet soll alles zulässig sein, was auch in einem allgemeinen Wohn­
gebiet nach § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) zulässig ist. Es wird kein Anlass gesehen, bestimmte 
in Wohngebieten zulässige Nutzungen auszuschließen, da dies in der Nachbarschaft auch nicht der Fall 
ist.

Hinzugefügt wird die allgemeine Zulässigkeit von Ferienwohngebäuden und Ferienwohnungen. Dabei 
wird der Bezug zu § 13a BauNVO hergestellt, in dem Ferienwohnungen in ihrer besonderen Eigenart 
beschrieben und als eigenständige Betriebsform innerhalb der nichtstörenden Gewerbebetriebe defi­
niert werden.

Die Festsetzung lautet:

1.1 Das sonstige Sondergebiet nach § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung Wohnen und Ferienwoh­
nen dient vorwiegend dem Wohnen und dem Ferienwohnen.

Zulässig sind

1. Wohngebäude, Ferienwohngebäude und Ferienwohnungen gemäß § 13a Baunutzungsverord­
nung,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht 
störenden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise können zugelassen werden

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
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3. Anlagen für Verwaltungen,
4. Gartenbaubetriebe,
5. Tankstellen.

Es werden keine Regelungen bezüglich der Bauweise, der überbaubareren Grundstücksflächen, der 
Höhe baulicher Anlagen und über Straßenverkehrsflächen getroffen. Gemäß § 30 Abs. 3 werden all 
diese Belange weiterhin nach § 34 BauGB beurteilt und von der Baugenehmigungsbehörde im Einzelfall 
betrachtet.

5. Erschließung

Die Erschließung des allgemeinen Wohngebietes erfolgt über vorhandene Grundstückszufahrten von 
der östlich verlaufenden Straße Heverweg aus. Diese führt nach Südwesten zur Hammchaussee (l< 80) 
und bindet darüber an das überörtliche Verkehrsnetz an. Zusätzliche öffentliche Verkehrsflächen wer­
den nicht erforderlich. Eine Erhöhung des Verkehrsaufkommens gegenüber der ehemaligen Gaststät­
tennutzung als Folge der getroffenen Festsetzungen ist nicht zu erwarten.

6. Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist über die bestehenden Versorgungsleitungen an das öffentliche Netz angeschlossen.

Die Abfallentsorgung wird durch die Abfallwirtschaftsgesellschaft Nordfriesland sichergestellt.

Der Brandschutz wird durch die Freiwillige Feuerwehr Nordstrand sichergestellt.

7. Altlasten

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind Altablagerungen bzw. für Altlasten kritische ehemalige Nutzun­
gen im Plangebiet nicht bekannt.

8. Immissionsschutz

Es werden keine Erhöhungen des Verkehrsaufkommens erwartet (siehe Kap. 5). Daher ist auch mit 
keiner Verschlechterung der Immissionssituation in der Umgebung des Plangebietes durch die getroffe­
nen Festsetzungen zu rechnen

9. Umweltbelange / Natur und Landschaft

Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Von der Durch­
führung einer Umweltprüfung und einem Umweltbericht kann daher abgesehen werden.

Da es sich lediglich um die Umnutzung eines bestehenden Gebäudes handelt, sind Auswirkungen auf 
Natur und Landschaft nicht zu erwarten.
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Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und nach §21 des 
Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) sind im Plangebiet und der direkten Umgebung nicht vorhan­
den.

Es gibt keine Anzeichen für Betroffenheit von gesetzlich geschützten Arten nach § 44 BNatSchG (Arten­
schutz). Der Artenschutz ist auch auf der Vorhabenebene zu beachten. Sofern Fortpflanzungs- und Zu­
fluchtstätten von europäisch geschützten Tierarten und allen europäischen Vogelarten betroffen sind, 
sind die Vorgaben des § 44 Abs. 5 BNatSchG einzuhalten.

Die östlich des Plangebietes angrenzenden Natura 2000-Gebiete werden durch die Aufstellung dieses 
B-Plans in ihren Erhaltungszielen und ihrem Schutzzweck nicht beeinträchtigt. In Folge des durch den 
B-Plan ermöglichten Umbaus der bestehenden Gaststätte sind keine negativen Auswirkungen auf die 
Schutzgüter zu erwarten, da die Zulässigkeit des Vorhabens keine wesentlichen baulichen Veränderun­
gen des Bestandes einschließt. Schutzgebiete in der Nähe sind in Kap. 3.2 aufgeführt.

10. Flächen und Kosten

Flächen

Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt ca. 1.160 m2, die als sonstiges Sondergebiet nach § 11 
BauNVO mit der Zweckbestimmung Wohnen und Ferienwohnen festgesetzt werden.

Kosten

Der Gemeinde entstehen durch diese Planung keine Kosten. Die Kosten für die Planaufstellung werden 
von dem Vorhabenträger übernommen.

Gemeinde Nordstrand, den

Bürgermeisterin


